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Ueber Abhilfe gegen Beläſtigungen und Störungen 
feitens der Wohnungsnachbarn. “) 


Die Abhandlung No wak's nimmt Ausgang von einem in neue 
ſter Zeit in Wien vorgekommenen Falle, in welchem von dem Miether 
einer Wohnung reſultatlos Schritte unternommen wurden, um Abhilfe 
zu erlangen wider die Störungen der Nachtruhe, welche ihm durch 
nächtliche Tanzunterhaltungen der ober ihm wohnenden Miethpartei 


widerfuhren. Derſelbe wurde ſowohl vom Gerichte, bei welchem er die 


Sache als Beſitzſtörung anhängig machte, als auch von der Polizei mit 
ſeiner Bitte um Abhilfe zurückgewieſen. Das Gericht erſter Inſtanz, 
welches zwar die Verhandlung wegen geſtörten Beſitzes eingeleitet und 
durchgeführt hatte, ſprach ihm, da er als Miether nur Detentor ſei, 


hinſichtlich der gemietheten Wohnung Beſitzrechte, ſolglich auch den. 


Beſitzesſchutz ab und erklärte überdies, daß „nächtliche Ruheſtörung 
polizeilicher Natur iſt und bleibt und eine Beſitzſtörung nicht begründen 
kann“; die Polizeidirection ihrerſeits erkannte ſich für „nicht competent“ 
und verwies den Beſchwerdeführer „im Hinblicke auf den § 339 des 
a. b. G. B. auf den ordentlichen Rechtsweg wegen Störung des 


) Nach dem von Dr. R. Nowak in feiner „Gerichts⸗Zeitung“ (Nr. 11 
de 1886) veröffentlichten Aufſatze: „Ueber die rechtliche Stellung der Miethpar⸗ 
teien eines Wohnhauſes zu einander.“ 


Beſitzes einer Wohnung“. Dieſe Incompetenzerklärung beſtätigten die 
Statthalterei und das Miniſterium des Innern; der Verwaltungsgerichts—⸗ 
hof aber wies unter Berufung auf 88 3 und 21 des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36, die bei ihm hiegegen eingebrachte 
Beſchwerde zurück; die richterliche Entſcheidung wurde in zweiter In 
ſtanz beſtätigt, „weil über Colliſionen von Wohnungsgebrauchsrechten 
nicht im Wege des ſummariſchen Beſitzſtörungsverfahrens abgeurtheilt 
werden kann“, vom oberſten Gerichtshofe aber der a. o. Reviſionsrecurs 
zurückgewieſen, weil „das Recht des Klägers und jenes des Geklagten, 
die von ihnen gemietheten Wohnungen zu gebrauchen, ſich gegenüber⸗ 
ſtehen und das, was vom Kläger angeſtrebt wird, nichts Anderes iſt, 
als das Verbot für den Geklagten, die von dieſem gemiethete Woh— 
nung . . . zu einer Tanzunterhaltung mit Muſik zu benützen“, Klä— 
ger aber „den Beſitz des Rechtes, dem Geklagten eine derartige Be— 
nützung zu unterſagen, nicht dargethau hat“. 

Dieſe Angelegenheit gab zufolge beſonderer Anregung Ihering 
Anlaß, ſich in einem Abſchnitte „das Nachbarverhältniß“ der Abhand⸗ 
lung „Rechtsſchutz gegen injuriöſe Rechtsverletzungen“ mit den fraglichen 
Verhältniſſen eingehender zu beſchäftigen. In den bezüglichen Ausfüh— 
rungen Ihering's wird zunächſt betont, daß dem Miether das inter- 
dietum uti possidetis nicht zu Gebote ſtehe, und dann auf das 
interdictum, quod vi aut clam und auf die actio injuriarum ver— 
wieſen. „Combiniren wir den Rechtsſchutz, den das interd., quod vı 
aut clam und die act. injur. dem Miether gewähren, jo können wir 
fagen: das römiſche Recht, richtig, d. h. in feinen Conſequenzen, ver⸗ 
ſtanden, gewährt dem Miether einen Schutz gegen alle Eingriffe des 
Hauseigenthümers und der übrigen Miether.“ Indem Ihering dieſe 
Eingriffe „in den dem Miether ſei es zur ausſchließlichen, ſei es zur 
gemeinſamen Benützung contractlich zugeſicherten Raum“ in äußer⸗ 
liche, unmittelbare, wodurch ihm die Benützung jener Räumlichkeiten 
verwehrt wird („Turbatiouen“), und mittelbare („Moleſtationen“) 
ſondert, ſchlägt er vor, die aus der Combination der erwähnten beiden 
Rechtsmittel gewonnene Klage, ſoweit es ſich um Abwehr äußerlicher 
Eingriffe handelt, Turbationsklage zu nennen und ſügt bei: „Ob der 
Kläger dieſelbe fälſchlich als Beſitzesklage bezeichnet und um Schutz 


im Beſitze bittet, kann für den Richter nichts releviren, da ein Miß⸗ 
griff im Namen der Klage nichts ſchadet, wo im Uebrigen über den 


Zweck derſelben kein Zweifel obwalten kann.“ Hiernach wäre dem 
Miether wenigſtens gegen Turbationen auch von Ihering der 
Beſitzesſchutz und die Beſitzklage abgeſprochen, und wie der um Schutz 
des Beſitzes angegangene Richter in einem lediglich auf den Schutz des 
thatſächlichen Beſitzes abzielenden Verfahren anderweitig ſoll helfen 
können, das iſt leider nicht gejagt. Wie ſteht's nun mit den Mo le⸗ 
ſtationen? Unter dieſen iſt das Muſiciren bei Nacht, das Veranſtal⸗ 
ten von Ballen und Zechgelagen in einem Privatmiethhauſe inbegriffen. 
Ihnen gegenüber geht Ihering von dem Grundſatze des Nachbar⸗ 
rechtes aus: „Ermöglichung einer für alle Theile ertrag⸗ 
lichen Exiſtenz. Der Geſichtspunkt, in dem die Löſung der Aufgabe 


beſchloſſen liegt, iſt der der gewöhnlichen bürgerlichen Exiſtenz. Die 
Regel in Bezug auf die Molejtationen im Miethverhältniſſe iſt daher 
ganz ſo zu faſſen, wie in Bezug auf die im Nachbarverhältniſſe. Was 
die gewöhnliche bürgerliche Exiſtenz mit ſich bringt, iſt 
zu dulden, was darüber hin ausgeht, nicht.“ An einzelnen Bei- 
ſpielen zeigt nun Ihering, was hiernach von Moleſtationen zu dul⸗ 
den iſt. Als ſolche „gewöhnliche Unannehmlichkeiten des Zuſammen⸗ 
wohnens in einem Hauſe führt er an: Die Erſchütterung des Plafonds 
durch das Gehen von Perſonen, das Spielen der Kinder in der oberen 
Etage, das Verrücken der Tiſche, Stühle u. ſ. w., das Geräuſch durch 
Zuſchlagen der Thüre, die aus der Küche ſich verbreitenden Gerüche, 
das Muſiciren bei Tage, die durch das Oeffnen der Hausthüre in 
ſpäter Nacht oder am frühen Morgen bewirkte Störung der nächtlichen 
Ruhe.“ Nicht zu dulden ſeien aber die früher angegebenen Mole⸗ 
ſtationen des Muſicirens bei Nacht, des Veranſtaltens von Bällen und 
Zechgelagen. Dieſe Moleſtationen überſchreiten ebenſo das Maß deſſen, 
was die übrigen Miethparteien ertragen müffen, wie es zweifellos der 
Fall wäre, wenn ein Tanzlehrer, Turnlehrer, der Director einer 
Muſikrapelle ſich einmiethen würde und jeder derſelben in feiner Woh⸗ 
nung feinem Geſchäfte nachgehen wollte. Alle dieſe und ähuliche Mole- 
ſtationen ſeien von der Art, das ihre Geſtattung „auf Koſten der Nach— 
barn vom Rechte nicht begehrt werden kann, das bei feinen Beſtim⸗ 
mungen den Zuſchnitt der gewöhnlichen bürgerlichen Exiſtenz zu Grunde 
legen muß, den modus vivendi, bei dem Alle beſtehen können“. 
Am Schluſſe ſeiner „Ausführungen über das Miethverhältniß“ ſagt 
Ihering, er „hoffe, fie werden gezeigt haben, daß die actio injuria⸗ 
rum in demſelben eine Anwendung findet, welche praktiſch gar nicht 
entbehrt werden kann“. 


Nowak ſetzt ſich nun zur Aufgabe, zu unterſuchen, ob uns nach 
öſterreichiſchem Rechte eine ſolche actio injuriarum zu Gebote ſteht und 
wir uns mittelſt derſelben der Turbationen wie der Moleſtationen im 
Miethverhältuiſſe erwehren können, indem er mit Rückſicht auf Obiges 
couſtatirt, daß auch nach Ihering's Meinung dem Miether wegen der 
Moleſtationeu eine Beſitzklage ebenſo wenig zuſteht, wie wegen der 
Turbationen. 

Der Verfaſſer legt vorerſt des Näheren die leider allzu bekannten 
Mißſtände dar, welche ſich aus dem rückſichtsloſen Gebrauche der Woh⸗ 
nungen für die Nachbarn ergeben und welche auf die dringende Noth- 
wendigkeit einer Regelung des Wohnungsgebrauchsrechtes hinweiſen. Er 
kommt dabei iusbeſondere auch auf das beläſtigende Muſiciren bei Tag 
und auf die Kämpfe und Retorſionen zu ſprechen, welche die geübten 
Rückſichtsloſigkeiten zur Folge haben und häufig zu Zuſtänden führen, 
die daran zweifeln laſſen, daß man in einem geordneten Staate lebe. 

Als Grundlage der Regelung könne am beſten die von Ih ering 
angegebene gelten, welche ſich in dem Satze ausdrückt: Ermöglichung 
einer für alle Theile erträglichen Exiſtenz. Darnach wären 
mit Rückſicht auf die Lage der Wohnungen, dann die Verhältniſſe und 
berechtigten Intereſſen der Nachbarn gewiſſe Regeln für die Wohnungs⸗ 
benützung zu beſtimmen, beziehungsweiſe die Beſchränkungen hinſichtlich 
der Vornahme lärmender Unterhaltungen oder Beſchäftigungen feſtzu⸗ 
ſtellen. Nowak gelangt auf derſelben Grundlage allerdings, was die 
Duldung von Moleſtationen anbelangt, theilweiſe zu anderen Ergebniſſen 
als Iher ing. So möchte er beiſpielsweiſe das Muſiciren bei Tag 
nicht unbeſchränkt geſtatten, anderſeits aber nächtliche Tanzunterhaltun⸗ 
gen und dergleichen in einer Privatwohnung nicht unbedingt ver⸗ 
bieten. Ueberhaupt hätten Beſchränkungen des Gebrauchsrechtes dort ein⸗ 
zutreten, wo ſie durch das berechtigte Intereſſe des Nachbars gefordert 
werden, und zu unterbleiben, wo dieſes Intereſſe nicht tangirt wird. 


Wie aber können wir zu einer ſolchen Regelung gelangen? 
Bedarf es hiezu eines Actes der Geſetzgebung oder bieten uns ſchon 
die exiſtenten Geſetze die Möglichkeit, dieſelbe herbeizuführen? Ihering 
verweiſt auf die actio injuriarum und ſagt geradezu, daß dieſe Klage 
im Miethverhältniſſe „eine Anwendung findet, welche praktiſch gar nicht 
entbehrt werden kann“. Hören wir nun vor Allem, was Arn dts über 
die actio injuriarum (Pandecten 8 339) ſagt: „Injuria heißt über⸗ 
haupt ein jedes wiſſentlich verübte Unrecht, welches nach der Geſinnung 
des Handelnden weſentlich gegen die Perſon eines Anderen gerichtet iſt 
und aus der Nichtachtung ſeiner Perſönlichkeit hervorgeht. Die ver⸗ 
ſchiedenartigſten Rechtsverletzungen können durch dieſe Geſinnung den 
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generali edicto) erzeugen. Ueberall aber wird jener Wille 
der Kränkung, animus injuriandi, zum Daſein der Injurie voraus- 
geſetzt. .Dieſe Klage nun bietet Ihering dem Miether, 
welcher, um ſeine Wohnung in der gewöhnlichen civilen Weiſe benützen 
zu können, ſich jener Störungen erwehren muß, mittelſt welcher ihm 
ein anderer Miether dieſe Benützung entweder erheblich erſchwert, oder 
ganz unmöglich macht. Er erkennt in dieſen Störungen ein Unrecht, 
weil und inſoweit fie gegen die Möglichkeit einer für alle Theile er- 
träglichen Exiſtenz verſtoßen; er erkennt dies Unrecht als wiſſentlich 
zugefügt, weil ja insbeſondere bei Störungen, wie der hier erörterten, 
Demjenigen, welcher ſie herbeiführt, bekannt ſein muß, daß die Wir⸗ 
kung deſſen, was er thut, nicht auf die eigene Wohnung beſchränkt 
bleiben kann, ſondern mit Naturnothwendigkeit auch in den Wohnungen 
der um ihn wohnenden anderen Miether wahrnehmbar und fühlbar 
ſein muß, da die Luſterſchütterung, die er mittelſt des Muſicirens, wie 
die Erſchütterung des Fußbodens, die er mittelſt Springens und 
Tanzens in der eigenen Wohnung erzeugt, ſich in die anſtoßenden 
Wohnungen der Nachbarn fortpflanzen muß; Ihering erkennt endlich 
dies Unrecht als weſentlich gegen die Perſon der anderen Miether 
gerichtet, denen eben hiedurch der freie Gebrauch ihrer Wohnung zu den 
ganz gewöhnlichen Zwecken, um derentwillen die Miethe einer Wohnung 
erſolgt, verleidet wird. Daß einem folchen Gebahren des Lärm 
erzeugenden Nachbars überhaupt und namentlich, wenn er auf den 
Effect ſeines Thuns ſeitens der anderen Miether aufmerkſam gemacht 
und um Abſtellung erſucht tft, der animus injurlandi, welcher, wie 
Unger in feinen „Beiträgen zur Lehre vom Schadenerſatze“ (Grün— 
hut, Bd. 8, Heft 2, S. 225; Ger.⸗Ztg. 1881, Nr. 60) erinnert, 
mit dem animus laedendi nicht zu verwechſeln iſt. innewohne, kann, 
ſo lange man dem wiſſeutlich Unrecht Thuenden überhaupt auch den 
anjmus, Unrecht zu thun, zurechnet, füglich nicht bezweifelt werden. 
Und ſo wären wir denn durch eine Autorität, wie der Ihering's, 
zu einem Mittel gelangt, mittelſt deſſen man ſich der übermäßigen 
Störungen im Gebrauche einer Wohnung wenigſtens nach gemeinem 
Rechte erwehren könnte. 

Wir haben nun zu unterſuchen, ob uns dies Mittel auch nach 
öſterreichiſchem Rechte ſchon zuſteht, oder ob wir es, wie Mages 
in feinem „Nachbarrecht“ (Ger.⸗Ztg. 1871, Nr. 6— 18) meint, erſt 
anſtreben müſſen? Ich glaube, daß wir dies Mittel ſchon derzeit 
beſitzen; daß, faſt inſtinetiv, ſeitens all' derer, die feiner bedürfen, nach 
demſelben gegriffen wird; und daß die angerufene Behörde die mittelſt 
desſelben erbetene Abhilfe nur deshalb verwehrte, weil ſie beſorgte, 
damit die Grenzen ihrer Competenz zu überſchreiten und in eine 
fremde Competenzſphäre einzugreifen. Ich glaube, daß dieſes Mittel mit 
jenem Paragraphen des allg. bürg. Geſetzbuches gegeben iſt, welcher 
gerade ſo, wie der arg gequälte Miether von der Polizei zum Gerichte 
und vom Gerichte zur Polizei gewieſen wird, vom Civiliſten dem 
Criminaliſten und von dieſem jenem überantwortet wird, um dann bei 
keinem Beachtung zu finden. Ich meine den § 1339 des a. b. G. B., 
von welchem faſt durchgängig die Civiliſten ſagen, daß das, was er 
normirt, im Strafrechte behandelt werde (ſo auch die neueſte Auflage 
der Manz'ſchen Geſetzausgabe, Band 2), während die Criminaliſten der 
Meinung ſind, daß das, was er normirt, entweder im Strafrechte 
ſtehe und dann ohnehin zur Behandlung kommen werde, oder aber 
nicht im Strafrechte ſtehe und dann auch für dasfelbe belanglos ſei. 
Nur die Praxis hat bisher wenigſtens in einer Beziehung den 8 1339 
des a. b. G. B. zur Anwendung gebracht und jene „Ehrenbeleidigun⸗ 
gen“, welche (wegen Mangels der Oeffentlichkeit) nach dem Strafgeſetze 
von den Strafgerichten nicht zu ahnden find, als „Ehrenkränkungen“ 
vor der Polizeibehörde zur Aburtheilung gebracht. 

Nicht blos die Autorität Glaſer's, die ſchon für ſich allein 
ausſchlaggebend ſein würde, können wir dafür anführen, daß der 8 1339, 
wie er vor dem Jahre 1850 unbeſtritten wirkſam war, ſeit dem Jahre 
1854 wieder unbeſtreitbar wirkſam iſt, auch die Autorität des k. k. 
oberſten Gerichtshofes, der mit ſeiner Entſcheidung vom 5. Jänner 1870, 
3. 15.012 (Ger.⸗Ztg. Nr. 20, 1870) die Mittheilung der Acten 
eines von den Untergerichten unrichtig unter den $ 496 St. G. ſub⸗ 
ſumirten Falles an die „nach §8 1339 a. b. G. B. zur Beſtrafung 
nicht unter das Strafgeſetz fallender Ehrenbeleidigungen berufene Behörde“ 
verfügte, können wir dafür geltend machen, daß der § 1339 des a. b. 
G. B. nicht nur nicht aufgehoben ſei, ſondern in voller Wirkſamkeit 


Charakter einer Injurie annehmen und die actio injuriarum (ex | beftehe. 


Wenn aber dem fo iſt, dann können wir wohl mit beſtem 
Grunde ſagen, daß die politiſchen Obrigkeiten, wie ſie beruſen ſind, 
„Ehrenkränkungen“ zu ahnden, auch berufen find, „widerrechtliche 
Kränkungen der Freiheit“ dann vor ihr Forum zu ziehen, wenn 
die Gerichte hinſichtlich derſelben nicht competent ſind. Um nichts 
Anderes aber, als um widerrechtliche Kränkungen der Freiheit handelt 
es ſich bei den hier erörterten „Moleſtationen“, die eben nur das 
Ergebniß deſſen ſind, daß ein Miether die Freiheit, ſeine Wohnung 
nach Belieben zu gebrauchen, derart ausnützt, daß daneben die Freiheit 
des nachbarlichen Miethers, auch ſeine Wohnung zu den Zwecken zu 
verwenden, um derentwillen er ſie gemiethet hat, nicht beſtehen kann. 
In ſolchem Falle kann man aber doch ſicherlich behaupten, daß durch 
die Art, wie der eine Miether von der Freiheit in der Benützung 
ſeiner Wohnung Gebrauch macht, die ganz gleichmäßig auch dem 
nachbarlichen Miether zustehende Freiheit in der Benützung ſeiner 
Wohnung, wenn nicht völlig vernichtet, ſo doch erheblich gekränkt wird. 
Der Miether, welcher mittelſt der Lufterſchütterung, die in ſeiner 
Wohnung erzeugt wird, in den Luftraum der nachbarlichen Wohnung 
eindringt und den Nachbar zwingt, wider Willen an dem Getöfe zu 
participiren, das jener in ſeiner Wohnung erzeugt oder erzeugen läßt, 
kränkt offenbar die Freiheit des nachbarlichen Miethers und, ſobald 
dieſe Kränkung das Maß deſſen überſchreitet, was als die un ver— 
meid liche Folge des Aneinanderwohnens ſich darſtellt, wird ſie, wie 
uns Ihering gezeigt hat, zur widerrechtlichen. Die Behebung dieſer 
widerrechtlichen Kränkung der Freiheit aber verlangen wir auf Grund 
des 8 1339 des a. b. G. B., wenn wir uns an die politiſche Obrig- 
keit mit der Bitte wenden, das Uebermaß der Freiheit, welches der 
lärmende Nachbar hinſichtlich des Gebrauches ſeiner Wohnung ſich 
herausnimmt, auf das unvermeidliche und erträgliche Maß zu reduciren. 

Steht aber dieſem unſerem Verlangen der gar ſo gern von der 
Rückſichtsloſigkeit citirte $ 1305 nicht etwa doch entgegen? Wir glauben, 
dieſe Frage mit aller Beſtimmtheit verneinen zu können. Abgeſehen davon, 
daß der Satz: „qui suo jure utftur neminem lae dit“ nicht 
in dieſer unbeſchränkten Faſſung im $ 1305 des a. b. G. B. Auf⸗ 
nahme fand, würden wir, ſelbſt wenn dies geſchehen wäre, immer 
noch dem entgegentreten, daß ein Miether kraft des Gebrauchsrechtes 
ſeiner Wohnung berechtigt ſei, dem nachbarlichen Miether das dieſem 
gerade fo wie ihm zuſtehende Gebrauchsrecht feiner Wohnung zu ver 
leiden. Nun ſagt aber $ 1305: „Wer von feinem Rechte innerhalb 
der rechtlichen Schranken Gebrauch macht ...“, und dies „innerhalb 
der rechtlichen Schranken“ enthält doch ſicherlich nicht die Geſtattung 
eines ſchrankenloſen Rechtsgebrauches. Auch Zeiler (Commentar II, 
S. 225) iſt, wie Pfaff in ſeinem Gutachten: „Zur Lehre vom 
Schadenerſatze ꝛc.“ (Wien, Fromme, 1880, S. 42) ſagt, „der Gedanke, 
daß eine rückſichtsloſe Ausübung eines Rechtes, auch wenn durch ſie ein 
fremdes Recht geſchädigt werde, erlaubt ſein könne, völlig fremd“, und 
Pfaff bemerkt in eben dieſem Gutachten (S. 42), daß, „wo die in 
der Natur des ausgeübten Rechtes ſelbſt enthaltenen Schrauken nur 
dadurch enger gezogen werden können, daß dasſelbe auf fremde Rechte 
ſtößt, da ergibt es ſich von ſelbſt, daß eines der aufeinanderprallenden 
Rechte oder gar alle beide Beſchränkungen dulden müſſen.“ Auch 
Stuben rauch in ſeinem in der Gegenwart zumeiſt verwendeten 
Commentar ſagt (1. Aufl, S. 524; 4. Aufl., S. 627): „Ebenfo 
liegt es aber auch im Begriffe des Rechtes, daß durch die Ansübung 
desſelben nicht in eine fremde Rechtsſphäre eingegriffen werden dürfe. 
Die Rechte der Anderen, die ihnen im Allgemeinen oder in Folge 
eines beſonderen Grundes zuſtehen, ſind alſo die „rechtlichen Schran— 
ken“, deren der S 1305 erwähnt“. Richtig verſtanden, ſteht alſo der 
§ 1305 der von uns verlangten Einſchränkung des Gebrauchsrechtes 
einer Wohnung nicht nur entgegen; er normirt ſie vielmehr ſelber, 
inſoweit durch die unbeſchränkte Ausübung desſelben in die den anderen 
Miethern zuſtehenden Gebrauchsrechte ihrer Wohnung eingegriffen würde. 

Aber, man mag vielleicht einwenden, die politiſche Obrigkeit 
wäre gegebenen Falles zum Einſchreiten doch nur dann berufen, wenn 
die Gerichte hiezu nicht berufen ſind; ſteht es nun feſt, daß die Gerichte 
in der hier erwähnten Angelegenheit nicht competent ſind? Das einzige 
richterliche Verfahren, an das man gegenüber der Sache, die uns hier 
beſchäftigt, denken könnte, wäre das possessorium summarissimum. 
Dieſes Verfahren iſt an und für ſich polizeilicher Natur; es ſoll 
mittelſt desſelben, abſehend vom Rechte des Beſitzes, die Thatſache des 
Beſitzes geſchützt werden, und die zahlreichen Verſtöße, die gerade in 
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dieſem, anſcheinend, ganz einfachen Verfahren ſeitens der mit demſelben 
betrauten Richter gemacht werden, rühren faſt durchwegs davon her, 
daß es dem Richter widerſtrebt, eine Thatſache zu ſchützen, von deren 
Widerrechtlichkeit er nicht ſelten prima facie überzeugt iſt. Aber eben 
wegen ſeiner polizeilichen Natur und der hiemit gegebenen Möglichkeit 
raſcher Abhilfe greift, nothgedrungen, ein gequälter Miether nach dem⸗ 
ſelben, um, wenn die Polizei ſeine Bitte um Abhilfe nicht erhört, nun 
beim Richter Schutz ſeines „Beſitzes“ zu erbitten. Mag jedoch der an⸗ 
gerufene Richter noch ſo ſehr davon überzeugt ſein, daß dem Bittſteller 
Abhilfe geſchaffen werden ſollte — aus den Gründen der im eingangs 
erwähnten Falle erfloſſenen Erkenntniſſe iſt dieſe Ueberzeugung deutlich 
genug herauszuleſen —, er kann ſie nicht bieten; darüber, daß unſer 
Beſitzſtörungsverfahren den Beſitz zur Vorausſetzung hat, der Miether 
aber nicht Beſitzer iſt, kann er ebenſo wenig hinwegkommen, als Ih e— 
ring dies zu Stande brachte, der doch ſehr geneigt war, dem Miether 
den Beſitzesſchutz zu gewähren. Dann aber können wir gewiß ſagen, 
daß die Gerichte in der uns beſchäftigenden Frage nicht competent ſind, 
und dann wäre auch die letzte Bedingung erfüllt, auf welche das Ein- 
greifen der politiſchen Obrigkeit in der hier erörterten Sache durch 
§ 1339 bedingt iſt. Wir können alſo den Schluß ziehen, daß ebenſo 
begründet als die richterlichen Entſcheidungen es waren, die im gedach— 
ten Falle ergingen, ebenſo unbegründet die Incompetenzerklärungen der 
politiſchen Behörden geweſen ſind, von welchen die unterſte die Er— 
klärung ihrer Unzuſtändigkeit ausdrücklich auf die ihrerſeits, irrthümlich, 
als beſtehend angenommene Zuſtändigkeit der Gerichte ſtützte. Wir 
haben übrigens für die Richtigkeit deſſen, daß die Incompetenzerklä⸗ 
rungen der angerufenen politiſchen Inſtanzen nicht begründet waren, 
einen Gewährsmann, wie wir einen beſſeren nicht wünſchen könnten. 
Dieſer Gewährsmann iſt eben kein anderer als der k. k. Verwaltungs- 
gerichtshof. 

Dieſer hat „nach genommener Einſicht in die vom belangten 
k. k. Miniſterium vorgelegten „Adminiſtrativacten““) die Beſchwerde 
ohne Fortſetzung des Verfahrens mit Beſchluß vom 9. Februar 1885, 
8. 278, unter Berufung auf $ 3, lit. e des Geſetzes vom 22. De- 
tober 1875, alſo nach dem Wortlaute der bezogenen Geſetzesſtelle, 
deshalb abgewieſen, weil es ſich um „Angelegenheiten (handelt), in 
denen und inſoweit die Verwaltungsbebörden nach freiem Ermeſſen vor— 
zugehen berechtigt ſind.“ Schon das Citat dieſer Geſetzesſtelle, namentlich 
wenn die Abweiſung der eingebrachten Beſchwerde einzig und allein 
auf dieſelbe geſtützt wird, beweiſt unwiderleglich, daß der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof nicht nur nicht der Anſicht iſt, daß die politiſchen Behörden 
hinſichtlich des begehrten Einſchreitens incompetent geweſen ſeien, ſondern 
vielmehr der zu Ende des Beſchluſſes ausdrücklich ausgeſprochenen 
Meinung iſt, daß eben dieſe Behörden in Fällen ſolcher Art „nach 
ihrem Ermeſſen und der Erwägung der thatſächlichen Umſtände vorzu⸗ 
gehen berechtigt ſind.“ Allerdings konnte der Verwaltungsgerichtshof zu 
dieſem Schluſſe nur gelangen, indem er annahm, daß die in Beſchwerde 
gezogenen abweislichen Erledigungen „nicht lediglich, wie in der Beſchwerde 
dargeſtellt wird, aus den Gründen der Incompetenz der politiſchen Be⸗ 
hörden zur Erlaſſung des begehrten polizeilichen Verbotes, beziehungs⸗ 
weiſe wegen angenommener Competenz der Civilgerichte, ſondern . .. 
aus dem Grunde erfolgt (ſeien), weil nach den Umſtänden des Falles 
ein geſetzlicher Grund zur Erlaſſung des angeſuchten polizeilichen Verbotes 
nicht vorlag,“ aber auch hierin liegt, wie es bei der Berufung auf 
8 3, lit. e des Geſetzes vom 22. October 1875 gar nicht anders 
ſein kann, eine Beſtätigung deſſen, daß die politiſchen Behörden in 
Fällen, wie den hier erörterten, einzuſchreiten competent ſeien, und dann 
können wir mit Fug und Recht den Verwaltungsgerichtshof als Ge⸗ 


) Der Beſcheid der Polizeidireetion ddo. 22. März 1884, Z. 15.912, 
lautet: „Nachdem in der Abhaltung von Tanzunterhaltungen in Privatwohnun⸗ 
gen ein polizeiwidriges Verhalten nicht gefunden werden kann, ſo erſcheint die 
Polizeidirection nicht competent, das von dem Herrn Geſuchſteller angeſprochene 
Verbot ... betreffend die Abhaltung von Tanzunterhaltungen mit Muſik⸗ 
begleitung zu erlaffen, und wird in dieſer Richtung der Herr Beſchwerdeführer im 
Hinblicke auf § 339 a. b. G. B. auf den ordentlichen Rechtsweg wegen Störung 
des Beſitzes einer Wohnung verwieſen.“ Dem gegen dieſen Beſcheid eingebrachten 
Recurſe hat die Statthalterei laut Erlaſſes vom 20. April 1884, Z. 15.836, 
aus den mit demſelben „bekanntgegebenen Gründen nicht willfahrt“. Das Mini⸗ 
ſterium des Innern hat mit Erlaß vom 24. Auguſt 1884, Z. 10.734, dem 
Recurſe „im Hinblicke auf den Wirkungskreis der Polizeibehörden keine Folge 
gegeben, weil im gegebenen Falle ein geſetzlicher Grund zur Erlaſſung des ange- 
ſuchten polizeilichen Verbotes nicht vorliegt.“ 


währsmann für unfere Behauptung aufſtellen, es ſeien die politiſchen 
Behörden in Fällen, wie den hier erörterten, zum Einſchreiten berufen. 
Sind aber die Schranken der bisher angenommenen Incompetenz der 
politiſchen Behörden beiſeitigt, dann zweifeln wir keinen Augenblick 
daran, daß dieſelben von dem ihnen zugeſprochenen freien Ermeſſen 
jenen Gebrauch machen werden, durch welchen die ſchon unerträglich 
gewordenen „Moleſtationen“ im Miethverhältniſſe auf ein erträgliches 
Maß eingeſchränkt werden. Wir wiſſen ja, daß beiſpielsweife die 
Wiener Polizeidirection einem Miether, welcher ſeinen Lärmerzeuger in 
das an die Wohnung des Nachbars angrenzende, nur durch eine dünne 
Scheidewand von demſelben getrennte Zimmer geſtellt hatte, deſſen Ver⸗ 
ſetzung in ein entfernteres Zimmer auftrug; wir wiſſen, daß eben dieſe 
Polizeidirection ſehr bereit geweſen wäre, einem Miether, der in zwei 
verſchiedenen Räumlichkeiten ſeiner Wohnung Claviere aufgeſtellt hatte 
und nun die Wohnungen der ober- und unterhalb wohnenden Miether 
faſt während des ganzen Tages und Häufig auch des Nachts mit gräu⸗ 
lichem Lärm vollſtändig inficirte, die Beſeitigung des einen nicht, wie 
es ſonſt gewöhnlich geſchieht, im „Salon“ aufgeſtellten Clavieres aufs 
zutragen, und daß ſie dies nur unterließ, weil ihr vorerwähnter Auftrag, 
als die Competenz der Polizeidirection überſchreitend, von der Statt⸗ 


halterei aufgehoben ward; wir wiſſen, wie gerne ſie die nächtlichen 


Tanzunterhaltungen in Privatwohnhäuſern zwar nicht ganz inhibiren, 
aber jedenfalls durch Fixirung einer Nachtſtunde, von welcher an die 
Nachtruhe in keiner Weiſe geſtört werden darf, auf ein erträgliches, und 
zwar jenes Maß einſchränken möchte, das noch in den erſten Vierziger⸗ 
Jahren als das für Abendunterhaltungen ſelbſtverſtändliche insgemein 
anerkannt wurde; wir wiſſen endlich, wie gerne ſie dem Kranken, 
welchem ſie bereitwilligſt den Schutz vor Straßenlärm gewährt, auch 
Schutz gegen das Lärmen der Nachbarn gewähren würde; wenn ſie 
nur zu ſolchem Einſchreiten competent wäre. Nun, die politiſche Obrigkeit 
iſt, wie wir geſehen haben, in ſolchen und ähnlichen Fällen einzuſchreiten 
berufen und keineswegs incompetent hiezu; es handelt ſich, wie der 
Verwaltungsgerichtshof erkannt hat, hier um Fälle, in welchen die po— 
litiſche Obrigkeit (Polizeidirection) „nach ihrem Ermeſſen vorzugehen 
berechtigt“ iſt, und nun mache ſie nur von dieſem Ermeſſeu jenen 
Gebrauch, der auch bei uns in Oeſterreich den Miether einer Wohnung 
nicht ſchutzlos dem lärmluſtigen Nachbar preisgibt. Wenn man im 
deutſchen Reiche (Bamberg) ein Fräulein, welches die Nachbarn durch 
ihr Clavierſpiel moleſtirte, der Ruheſtörung und des groben Unfuges 
ſchuldig erkannte und zu einer Geldſtrafe verurtheilte; wenn man in 
Frankreich den Miether in ausgiebigſter Weiſe gegen Moleſtationen zu 
ſchützen verſteht (ſiehe Jur. Blätter Nr. 16 ex 1884), und, wie 
jüngſt in einer Nummer der Times mitgetheilt war, auch in England 
das die Nachbarn beläſtigende Uebermaß der Freiheit des Gebrauches 
einer Wohnung ganz entſchieden auf das richtige und erträgliche Maß 
einzuſchränken gar keinen Anſtand nimmt, dürfen wir nicht die Einzigen 
fein, bei denen das ſonſt überall als widerrechtlich erkannte und ſonſt 
überall raſch behobene Gebahren eines rückſichtsloſen Miethers deshalb 
und nur deshalb als rechtlich und unbehebbar gilt, weil ſowohl das 
Gericht als die politiſche Obrigkeit hiegegen einzuſchreiten ſich nicht 
für berufen erachtet. 

Wir hätten nun noch deſſen zu gedenken, was Ihering „Turba⸗ 
tionen“ nennt. Wir meinen uns ihnen gegenüber ganz kurz faſſen und auf 
die Bemerkung beſchränken zu können, daß gegen „Turbationen“, ſoweit die 
Contractsklage, beziehentlich Schadensklage aus dem Miethvertrage den 
Dienſt verſagt, gleichfalls die actio injuriarum zuſteht, die uns 8 1339 
a. b. B. G. gewährt. 

Und ſo meinen wir, ſchon derzeit gegen die widerrechtlichen 
Kränkungen der Freiheit im Gebrauche der gemietheten Wohnung aus⸗ 
reichend geſchützt zu ſein, wenn die zur Behebung derſelben berufene 
Behörde von der ihr eingeräumten Macht, von dem ihr zuerkannten 
Ermeſſen wie gegenüber den „Ehrenkränkungen“ Gebrauch macht und 
hierin durch die ganz unbegründeten Incompetenzbedenken der oberen 
Behörden nicht beirrt wird. Dann werden auch unſere Ohren jenes 
Schutzes theilhaftig werden, deſſen ſich unſere Naſen in Folge Ein⸗ 
greifens der Sanitätspolizei und unſere Augen (mit Ausnahme des 
Schmerzes, den fie in Folge der Geſtattung, die Außenſeite der Häuſer 
mit grellen Farben zu beſtreichen, noch immer erleiden müſſen) in 
Folge Eingreifens der Strafgerichte wie der Polizei in ausgiebiger 
Weiſe ſchon ſeit Jahren erfreuen. 
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Mittheilungen aus der Braris. 


Frage der Pflicht zur Anzeige des Pächters eines freien Gewerbes 
nach $ 58 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859. 
Frage der Einwirkung der Beſtimmung des $ 55, Al. 2 der Ge: 
e eee vom 15. März 1883 hinſichtlich der während 
der Wirkſamkeit der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 entſtan⸗ 
denen und noch fortbeſtehenden Pächterverhältniſſe. 

Die Wr. B.⸗Geſellſchaft hat im Jahre 1873 den Betrieb der von 
ihr erworbenen Badeanſtalt in P. angemeldet und hiefür den Gewerbe⸗ 
ſchein vom 26. April 1873, Z. 10.066, erhalten. 

Anläßlich der Steuerverhandlung kam hervor, daß der Betrieb 
obiger Badeanſtalt laut Vertrages vom 18. April 1883 an Karl M. 
für die Zeit vom 1. Mai 1883 bis Ende October 1886 verpachtet 
wurde, und wurde demnach die Unterlaſſung der Anzeige dieſes Ver— 
hältniſſes relevirt. 


Von Seite der Geſellſchaft wurde die Rechtfertigung dahin abge— 
geben, daß, da der fragliche Betrieb ein freies Gewerbe ſei und nach 
§ 58 der zur Zeit des Abſchluſſes des Pachtvertrages noch giftigen 
Gewerbeordnung vom Jahre 1859 nur bei conceſſionirten Gewerben der 
Pächter der Behörde zur Genehmigung anzuzeigen iſt, ſich die Geſellſchaft, 
welche für obiges Bad ſeit 1. Jänner 1873 mit 42 fl. beſteuert iſt, nicht 
für verpflichtet halten konnte, um die Genehmigung der Verpachtung 
ſpeciell anzuſuchen. Der § 55 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 
1883 enthalte zwar die Beſtimmung, daß auch bei freien Gewerben 
der Pächter der Gewerbsbehörde anzuzeigen ſei, dieſe ſei aber erſt 
am 29. September 1883 in Kraft getreten und könne auf früher ent— 
ſtandene Rechtsverhältniſſe nicht zurückwirken. 


Die Bezirkshauptmannſchaft in S. eröffnete ſohin mit Decret 
vom 5. März 1885, Z. 12.614, der Direction der fraglichen Geſellſchaft, 
„daß, wenn auch § 58 der Gewerbeordnung vom Jahre 1859 nicht die 
ausdrückliche Beſtimmung enthalte, daß der Pächter eines freien Ge— 
werbes der Gewerbsbehörde anzuzeigen ſei, dieſe Anzeigepflicht doch als 
beſtehend angenommen werden müſſe, weil $ 58 im Al. 3 beſagt, 
daß Stellvertreter oder Pächter immer gleich dem Gewerbsinhaber ſelbſt 
die für den ſelbſtſtändigen Betrieb des betreffenden Gewerbes erforder— 
lichen Eigenſchaften beſitzen müſſen und zur Beurtheilung dieſer Frage 
die Gewerbsbehörde berufen erſcheint. Es unterliege alſo keinem Zweifel, 
daß die Wr. B.⸗Geſellſchaft ſchon nach 8 58 zur Anzeige des Pächters 
verpflichtet war, und zwar um ſo weniger im Hinblicke auf den Wortlaut 
des § 55, Al. 2 Gewerbegeſetznovelle, welcher obige Folgerung aus— 
drücklich zieht. Letztere Geſetzesbeſtimmung mache nur zwiſchen freien 
(handwerksmäßigen) und conceſſionirten Gewerben die Unterſcheidung, 
daß die Verpachtung bei erſteren blos angezeigt zu werden braucht, 
während bei letzteren um die Genehmigung der Verpachtung anzuſuchen iſt. 
Die Wr. B.⸗Geſellſchaft werde daher aufgefordert, die unterlaſſene An⸗ 
zeige binnen 14 Tagen nachzutragen, widrigens nach 8 131 G. O. 
vorgegangen werden müßte.“ 

Im dagegen eingebrachten Recurſe wurde ausgeführt, daß die 
Anzeigepflicht aus 8 58 G. O. vom Jahre 1859 nicht abgeleitet werden 
könne, weil dieſer Paragraph hierüber keine Beſtimmung enthalte und 
es nicht wahr ſei, daß die Gewerbsbehörde allein zu entſcheiden berufen 
ſei, ob ein Stellvertreter oder Pächter die zum ſelbſtſtändigen Betriebe 
eines Gewerbes erforderlichen Eigenſchaften beſitze. Da bei freien Ge— 
werben beſondere Eigenſchaften außer der Eigenberechtigung, Staatsbür⸗ 
gerſchaft und Unbeſcholtenheit für den Gewerbsinhaber nicht vorgeſchrieben 
waren, ſo lag im § 58 nur eine Directive für Pächter und Verpächter, 
eventuell Gerichte, keineswegs aber für eine unbedingte Anzeigepflicht. 
Die Badeanſtalt werde ſeit 1873 unter den Augen der Behörde an⸗ 
ſtandslos durch Pächter betrieben; die neue Gewerbeordnung, welche, wie 
zugeſtanden wurde, die Anzeigepflicht normire, könne der Gewerbeordnung 
vom Jahre 1859 nicht einen anderen Sinn geben, und würden die 
Recurrenten nicht anſtehen, wenn ſie heute das Gewerbe verpachten 
würden, den Pächter anzuzeigen. 

Die Statthalterei gab dieſem Recurſe aus den Gründen der 
angefochtenen Entſcheidung mit Erlaß vom 15. April 1885, Z. 17.982, 
keine Folge. 

In dem gegen dieſen Erlaß eingebrachten Miniſterialrecurſe wurde 
geſagt, daß der Gewerbsbehörde genug Mittel zu Gebote ſtehen, um 
ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob der Pächter die erforderlichen 


Eigenschaften beſitze, daß jedoch die Geſellſchaft ſich nicht für verpflichtet 
halte, die Initiative zur Erbringung dieſes Nachweiſes zu ergreifen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am 13. Sep⸗ 
tember 1885, zur Zahl 11.411, entſchieden, wie folgt: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſterium dem Recurſe Folge zu geben und die angefochtenen 
Entſcheidungen zu beheben, weil weder aus $ 58, noch aus einer 
ſonſtigen Beſtimmung der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 
welche in dem vorliegenden Falle noch maßgebend erſcheint, die Ver⸗ 
pflichtung der Recurrenten zur Anzeige des dermaligen Pächters ihrer 
Schwimm- und Badeanſtalt abgeleitet werden kann. 

Zugleich wird bemerkt, daß der Bezirkshauptmannſchaft in S. 
ſelbſtverſtändlich überlaſſen bleibt, in der ihr geeignet erſcheinenden 
Weiſe zu prüfen, ob der Pächter Karl M. die zum felbjtjtändigen 
Betriebe einer Schwimm- und Badeanſtalt erforderlichen Eigenſchaften 
beſitzt.“ —r 
Zu $ 320, lit. e St. G.: Rein paſſives Verhalten des Anzumel⸗ 
deuden begründet für dieſen nicht die Uebertretung der Falſch⸗ 

meldung. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 5. Juni 1885, 
3. 3610, über die von der Generalprocuratur zur Wahrung des Ge— 
ſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des ſtädtiſch⸗ 
delegirten Bezirksgerichtes in Lemberg vom 2. Mai 1884, 3. 6403, 
womit Adolph Ehrlich der Uebertretung der Falſchmeldung 
lit. e St. & ſchuldig erkannt, ſowie gegen das Urtheil 
gerichtes in Lemberg als Berufungsgerichtes vom 26 
3. 9330, mit welchem obiges Urtheil über Berufung des Beſchuldigten 
in Anſehung der Schuld beſtätigt wurde, zu Recht erkannt: 

Durch die angefochtenen Urtheile iſt das Geſetz im § 320, lit. e 
St G. verletzt worden; dieſe Urtheile werden aufgehoben und der Ange— 
klagte Adolph Ehrlich wird im Grunde des § 259, Z. 3 St. P. O. 
von der Anklage wegen der ihm angeſchuldeten Uebertretung nach 
§ 320, lit. e St. G. freigeſprochen. Grün de: 

Die dem Angeklagten zur Laſt fallende That beſteht nach der 
Feſtſtellung des erſten Richters darin, daß er feinem Beſtandgeber Ro- 
man Jurczak ſeinen Namen verſchwieg, das iſt, nicht angeben wollte 
und dieſes paſſive Verhalten dem Beſtandgeber Roman Jurczak die 
Erſtattung der vorſchriftsmäßigen Anzeige an die Polizeidirection un— 
möglich machte. Allein dieſes paſſive, wenngleich vorſchriftswidrige 
Verhalten begründet noch nicht den Thatbeſtand der Uebertretung nach 
8 20%, Ale, e (SE G., weil dazu nach der geſetzlichen Beſtimmung 
nothwendig iſt, daß der Angeklagte durch eine poſitive Thätigkeit, 
durch falſche Angaben, die 
ſuche. Das dem Angeklagten zur Laſt fallende Verhalten könnte wohl 
den in Lemberg beſtehenden Meldungsvorſchriften widerſtreiten und im 
Sinne des erſten Abſatzes des S 320 St. G. eine polizeiliche Ahndung 
zur Folge haben, begründet aber keinesfalls eine zur Zuſtändigkeit der 
Strafgerichte gehörige Uebertretung. 


des Landes- 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. 1. Semeſter. 


Post: und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 27. Ausgeg. am 17. April. — Ermächtigung des königlich unga⸗ 
riſchen Aerarialpoſtamtes in Kis⸗Varda zur Vermittlung von Poſtanweiſungen 
über mehr als 200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 11.945. 
6. April. — Errichtung eines Poſtamtes in Schönwald bei Mähriſch⸗Neuſtadt. 
H. M. Z. 10.717. 7. April. — Errichtung eines Poſtamtes in Deutſch⸗Feiſtritz 
bei Peggau. H. M. Z. 10.718. 7. April. — Ausdehnung des Verkehres der 
k. k. Bahnpoſten Nr. 15 von der Route Wien — Salzburg auf jene Wien Inns⸗ 
bruck. H. M. Z. 46.573 ex 1884. 14. März. 

Nr. 28. Ausgeg. am 22. April. — Verlegung des Taxgreuzpunktes von 
Ober⸗Tömös nach „Predeal Rumänien)“. H. M. Z. 11.284. 13. April. — 
Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. 3. 12.354. 11. April. 

Nr. 29. Ausgeg. am 25. April. — Ermächtigung des Aerarial⸗Filialpoſt⸗ 
amtes „Brünn⸗Zeile“ zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 
200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 9548. 12. April. — 
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nach § 320, 


Juni 1884, 


polizeiliche Ueberwachung zu hintergehen 


Aenderungen im Fahrpoſttarife „Schweiz“. H. M. Z. 8857. 17. April. — Un⸗ 
entgeltliche Verabfolgung von Blanketten für die von k. k. Aemtern und Behörden 
aufzugebenden Telegramme. H. M. Z. 7527. 7. April. — Ermächtigung des 
königlich ungariſchen Aerarialpoſtamtes in Körmöczbänya (Kremnitz) zur Ver⸗ 
mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmen bis 
500 fl. H. M. Z. 12.945. 14. April. 

Nr. 30. Ausgeg. am 27. April. — Aenderungen im Fahrpoſttarife 
„Frankreich“. H. M. Z. 13.370. 17. April. — Einführung eines Fraucoſtempels 
für die in Colon und Panama zur Aufgabe gelangenden frankirten Correſpon⸗ 
denzen. H. M. Z. 13.141. 15. April. — Gebührenfreie Beförderung meteoro⸗ 
logiſcher Telegramme von Bukareſt nach Wien. H. M. 3. 13 128. 18. April. 
— Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. Z. 11.911. 17. April. 

Nr. 31. Ausgeg. am 29. April. Auflaſſung der Poſtſtationen Hof 
und Dorf⸗Teſchen in Mähren und Schleſien. H. M. Z. 11.989. 14. April. — 
Ermächtigung des k. k. Aerarialpoſtamtes in Mähriſch⸗Schönberg zur Vermittlung 
von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. 
H. M. Z. 11.237. 21. April. — Pränumeration und Verſendung des Anzeige⸗ 
blattes für die Verfügungen über den Viehverkehr auf Eiſenbahnen und deſſen 

Regelung aus Anlaß von Thierkrankheiten. H. M. Z. 14.216. 22. April. — 

Unzuläſſigkeit des Durchſtreichens eines Theiles des Textes der doppelſprachig auf⸗ 

gelegten Poſtanweiſungsblanquette. H. M. Z. 14.004. 23. April. 

Nr. 32. Ausgeg. am 30. April. — Behandlung der im Poſtauftragsver⸗ 
fahren vorkommenden in Briefform ausgeſtellten Empfangsbeſtätigungen der 
Handels- und Gewerbetreibenden. HD. M. Z. 9110. 20. April. — Ermächtigung 


mehrerer ottomaniſcher Poſtämter zum Austauſche von Werthbriefen. H. M. 
8. 13.095. 22. April. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Tele- 


graphenftationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 13.311. 22. April. 
— Reactivirung des Poſtamtes Cernikal. H. M Z. 14.064. 26. April. 

Nr. 33. Ausgeg. am 9. Mai. — Annahme von Frachten durch die Voft- 

packetbeſteller in Wien. H M. Z. 15.035. 1. Mai. — Auflaſſung der Poſt⸗ 
ſtatſonen Bohorodezany und Nadworna. H. M. Z. 14.931. 1. Mai. 
Nr. 34. Ausgeg. am 11. Mai. — Inſtradirung der Briefſendungen nach 
Perſien. H. M. Z. 13.824. 28. April. — Errichtung eines Poſtamtes in Dorna 
kandreny. H. M. Z. 13.555. 21. April. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Bieberwier. H. M. Z. 12.777. 26. April. 

Nr. 35. Ausgeg. am 12. Mai. Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphenamtes in Buczacz zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 13.081. 30. April. — 
Ermächtigung des königlich ungariſchen Aerarialpoſtamtes in Zsombolya (Hatz— 
feld) zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. und von 
Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 15 614. 4. Mai. Zuläſſigkeit der Ver⸗ 
ſendung von grauen Sicherheitszündſchnüren zum Poſttransporte. H. M. Z. 15.818. 
5. Mai. 

Nr. 36. Ausgeg. am 15. Mat. Zulaſſung von Zündhütchen, Zünd— 
ſpiegeln und Metallpatronen zum Poſttransporte. H. M. Z. 15.819. 6. Mai. 

| Nr. 37. Ausgeg. am 20. Mai. — Fahrpoſtſendungen mit zollpflichtigen 
Gegenſtänden nach Adrianopel und Philippopel. H. M. Z. 15.036. 6. Mai. — 
Erhöhung des Maximalgewichtes für Fahrpoſtſendungen im Localverkehre von 
2 auf 5 Kilogramm. H. M. Z. 15.339. 7. Mai. — Errichtung von königlich 
ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 16.811. 11. Mai. 

Nr. 38. Ausgeg. am 27. Mai. — Einhebung einer Gebühr bei Herab- 
minderung oder Auflafſung von Nachnahmen. H. M. Z. 17.782. 21. Mai. — 
Correſpondenzen nach Trans vaal. H. M. Z. 16.550. 11. Mai. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Gersdorf. H. M. Z. 16.432. 14. Mai. 

Nr. 39. Ausgeg. am 28. Mai. Ermächtigung der k. k. Poſtämter in 
Adrianopel und Philippopel zum Poſtanweiſungsdienſte. H. M. Z. 16.528. 
19. Mai. — Inſtradirung der Briefſendungen nach Perſien. H. M. 3. 17.258. 
19. Mai. — Austauſch von Poſtpacketen im Verkehre mit Annam. H. M. 
3. 18.069. 21. Mai. — Errichtung eines Poſtamtes in Mizyniec. H. M. 
3. 14.933. 23. Mai. 

Nr. 40. Ausgeg. am 30. Mai. — Verbot der Zeitſchrift „La voce degli 
operaj italiani e dalmati“. H. M. 3. 18.710. 29. Mai. — Behandlung der 
ungenügend frankirten Briefe nach Auſtralien und Neu-Geeland bei der Beför⸗ 
derung über Brindiſi. H. M. Z. 17.781. 23. Mai. — Aenderungen im Tele⸗ 
graphentarife. H. M. Z. 15.737. 15. Mai. 

Nr. 41. Ausgeg. am 1. Juni. — Beſtellung der Bahn-Aviſi durch die 
Poſt. H. M. Z. 17.063. 22. Mai. 

Nr. 42. Ausgeg. am 8. Juni. — Herabſetzung der Aſſecuranzgebühr für 
die mit Lloydſchiffen zu befördernden amtlichen Fahrpoſtſendungen. H. M. 
3. 18.221. 29. Mai. Aufzeichnung des Francos auf den Begleitadreſſen, zu 
welchen mehrere Poſtpackete gehören. H. M. Z. 18.993. 1. Juni. — Hinaus⸗ 


gabe des Nachtrages Nr. 4 zum Verzeichniſſe der Poſt⸗ und Telegraphenämter 
in Oeſterreich⸗Ungarn und Bosnien⸗Herzegowina. H. M. 3. 15.820. 20. Februar. 
— Vertheilung der Nachträge Nr. 6 und 7 zum Berner Verzeichniſſe der Tele⸗ 
graphen⸗Bureaux. H. M. Z. 15.848. 22. Mai. Einführung von Zollmarken 
anftatt der Plomben bei der Weiteranweiſung ausländischer Poſtfrachten ſeitens 
der k. k. Zollämter. H. M. Z. 18.919. 30. Mai. 

Nr. 43. Ausgeg. am 11. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes in Texing. 
H. M. Z. 17 309. 2. Juni. Einſchärfung der Beſtimmungen des Alinea 2 
im § 3 des Reglements und des Punktes 1 im $ 2 der Inſtruction für den 
Poſtverkehr zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Deutſchland. H. M. 3. 19.096. 
3. Juni. 

Nr. 44. Ausgeg. am 15. Juni. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Amerika“. 
H. M Z. 19.687. 6. Juni. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Türkei“. H. M. 
3: 20.083. 6. Juni. 

Nr. 45. Ausgeg. am 17. Juni. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frank⸗ 
reich“. H. M. Z. 20.134. 9. Juni. — Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den 
Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro III. Quartal 1885. 
H. M. 8. 20.401. 11. Juni. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen 
Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. 3. 17.233. 
23. Mai. 

Nr. 46. Ausgeg. am 22. Juni. — Behandlung der aus dem Auslande 
und den Zollausſchlüſſen mit der Briefpoſt einlangenden Muſter von Conſumtibi⸗ 
lien. H. M. Z. 18.904. 31. Mai. Aufhebung der Lloyd-Poſtexpedition zu 
Salonich in der Türkei. H. M. Z. 20.199. 12. Juni. — Beitritt des König⸗ 
reiches Siam zum Weltpoſtvereine. H. M. Z. 20.084. 15. Juni. Errichtung 
des k. k. Militär⸗Poſtamtes Nr. LVI in Tarein (Bosnien). H. M Z. 20.533. 
14. Juni. Portofreiheit der Centralcommiſſion der „Kinesem“-Lotterie in 
Budapeſt. H. M. Z. 20.034. 15. Juni. — Errichtung eines Poſtamtes in Neu⸗ 
ftadtl an der böhmiſchen Nordbahn. H. M. Z. 20.313 16. Juni. 

Nr. 47. Ausgeg. am 27. Juni. — Eröffnung des Poſtpacketverkehrs mit 
Spanien. H. M. Z. 20.525. 20. Juni. Einführung der Poſtanweiſungen im 
Verkehre zwiſchen den k. k. Poſtämtern in Conſtantinopel, Adrianopel, Philip⸗ 
popel, Smyrna, Salonich und Beyrut und der Schweiz. H. M. Z. 21.024. 
17. Juni. 

Nr. 48. Ausgeg. am 30. Juni. Ermächtigung der k. k. Poſtämter in 
Adrianopel und Philippopel zur Auszahlung von Poſtanweiſungen aus dem 
Occupationsgebiete, ſowie zum gegenſeitigen Poſtanweiſungsverkehre mit Deutſch⸗ 
land, Belgien, Italien und Rumänien. H. M. Z. 20.182. 12. Juni. — Er⸗ 
richtung eines Poſtamtes in Böhmiſch⸗Einſiedl. H. M. Z. 20.290. 16. Juni. 
Errichtung eines Poſtamtes in Lauterbach. H. M. Z. 20.407. 16. Juni Poſt⸗ 


dampfſchiffverbindungen von England (Southampton) nach Weſtindien. H. M. 


3. 17.894. 22. Juni. Errichtung eines Poſtamtes in Bad Radein. H. M. 
Z. 20.128. 14. Juni. Behandlung der Correſpondenzen nach Antivari und Dulcignio. 
H. M. Z. 21.144. 19. Juni. Ermächtigung des königlich ungariſchen Aerarial⸗ 
poſtamtes in Paks zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. 
und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 21.541. 22. Juni. 


Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 


I. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. — 1. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 24. December 1884, Z. 20.576, betreffend die Portofreiheit der 
dienſtlichen Correſpondenz mit den k. und k. diplomatiſchen Agentien und Con⸗ 
ſulaten in Bulgarien. — 2. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 24. Decent- 
ber 1884, Z. 21.469, betreffend die Legaliſtrungstaxe für Rumänien. — 3. Ver⸗ 
ordnung des Juſtizminiſteriums vom 25. December 1884, Z. 21.300, in Betreff 
der Frage, ob und wie in den Civilſtandsregiſtern Frankreichs Eintragungen 
und Anmerkungen zu erwirken ſind, die ſich auf Erkenntniſſe und Verfügungen 
öſterreichiſcher Gerichte und Behörden ſtützen. — 4. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 26. December 1884, 3. 20.376, betreffend die Identificirung der den 
Schreiben der k. k. Juſtizbehörden an ausländiſche Behörden beigegebenen Photogra⸗ 
phien und ähnlicher Documente. 5. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
31. December 1884, Z. 19.668, betreffend den Vorgang bei der Erledigung des 
Beſetzungsactes über eine Notarſtelle. — 6. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 31. December 1884, Z. 21.609, betreffend die Sammlung und Aufbewahrung 
des Verordnungsblattes des Juſtizminiſteriums und ſeiner Beilage. 

II. Stück. Ausgeg am 20. Jänner. — 7. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 8. Jänner 1885, Z. 21.764 ex 1884, betreffend das Einver⸗ 
nehmen der Gerichte mit den Militärbehörden zum Zwecke der Strafvollſtreckung 
gegen Militärperſonen. — 8. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 12. Jänner 
1885, Z. 15.400 ex 1884, betreffend die Feſtſetzung und Verwendung der 
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Arbeitsentlohnung, beziehungsweiſe der Arbeitsprämien der Unterſuchungsgefan⸗ 
genen und Sträflinge in den gerichtlichen Gefängniſſen, ferner betreffend den Aus⸗ 
weis über die Beſchäftigung und den Unterricht daſelbſt. — 9. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 15. Jänner 1885, Z. 772, betreffend die Anzeige von 
dem Ableben eines Notars. 10. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
17. Jänner 1885, Z. 573, betreffend die königlich ungariſche Gerichtsbehörde, an 
welche im Falle von Ereeutionen auf Privilegien die Reqniſttionen zu richten find. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Handelsminiſter Felix Freiherrn Pino von 
Friedenthal über ſein Anſuchen vom Poſten eines Handelsminiſters enthoben 
und die einſtweilige Leitung des Handelsminiſteriums dem Sectionschef dieſes 
Miniſteriums Karl Freiherrn von Pußwald übertragen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hof- und 
Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrath Karl Ritter von Hacker zum wirf- 
lichen Hof⸗ und Miniſterialrathe ernannt, dem Vorſtande des Rechnungsdeparte⸗ 
ments im Miniſterium des Aeußern Regierungsrathe Franz Ritter von Mar⸗ 
ſchall den Titel und Charakter eines Hof- und Miniſterialrathes und dem Hof- 
und Miniſterialſecretär Alois Freiherrn von Aehrenthal den Titel und Cha- 
rakter eines Legationsrathes zweiter Kategorie, beiden taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und Landes⸗Sanitätsrefe⸗ 
renten der Statthalterei in Innsbruck Dr. Anton Heiniſch den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrath Joſeph Birnbacher zum Oberfinanzrathe der Grazer 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Franz Joſeph 
Ritter von Haymerle zum Miniſterialſecretär extra statum im Miniſterium 
für Cultus und Unterricht ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdireetor im Finanzminiſterium 
Adolph Rosmns taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtzahlmeiſter Bernhard Schmuck in Wien 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem landesfürſtlichen Bezirksarzte Dr. Alois 
Krzi anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei 
verliehen. 


Erledigungen. 
Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den Steueradmini 
ſtrationen in Wien, eventuell bei den niederöſterreichiſchen Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften, bis Mitte April. (Amtsbl. Nr. 62.) 

Baurathsſtelle in der ſiebenten, Ingenieursſtelle in der neunten, Bau- 
adjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe (letztere zwei Stellen jedoch nur provi⸗ 
ſoriſch) beim Staatsbaudienſte in Kärnten, bis 8. April. (Amtsbl. Nr. 64.) 

Steuereinnehmersſtelle in der neunten, eventuell eine Steueramtscontrolors⸗ 
ſtelle in der zehnten, eventuell eine Steueramtsadjunctenſtelle in der eilften Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution, bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 65.) 

Poſtaſſiſtentenſtellen im Bereiche der k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection 
für Oeſterreich unter der Enns mit 600 fl. Jahresgehalt und 300 fl. Activitäts⸗ 
zulage gegen Caution. (Amtsbl. Nr. 65.) 


Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 


Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Vierte Auflage. nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Carl Schreiber. 
2 Bände. 114 Bogen gr. 8°. Preis: 12 fl., gebunden in 2 elegante 
Halbfranzbände 14 fl. 


Der Verlag sowie alle Buchhandlungen liefern das nunmehr in 
vierter Auflage vollständige Werk sofort auf Verlangen. 

Die Verlagshandlung räumt den P. T. Herren Bestellern auf 
Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung zum mindesten im 


Betrage von 2 fl. zu stellen ist. 
U U —. —, ——. ———————— 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 46 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


